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(Nr. 12184.) Geſetz, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Königsberg (Neumark) und Baer 
walde (Neumark). Vom 15. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SIE 
In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) werden der Ge⸗ 
meindebezirk Falkenwalde und der Gutsbezirk Falkenwalde aus dem Amtsbezirke Goſſow ſowie der 
Gemeindebezirk Bellin und die Gutsbezirke Bellin und Stölpchen aus dem Amtsbezirke Bellin 
im Kreiſe Königsberg (Neumark) unter Abtrennung vom Amtsgerichte in Königsberg (Neumark) 
dem Amtsgericht in Vaerwalde Neumark) zugelegt. 


982. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1921 in Kraft. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 15. Auguſt 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Dominicus. Warmbold. Sgemiſch. 


Gefekfammlung 1921. (Nr. 1218412187.) 


Ausgegeben zu Berlin den 13. September 1921. 5 
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(Rr. 12185.) Geſetz, betreffend die Stagteneeträge Holger Thüringen und Preußen über das gemeinſchaft⸗ 
Ma 


liche Landgericht in Meiningen vom 18. Juni 1921 und über den Anſchluß thüringiſcher Gebiets⸗ 


teile an den Landgerichtsbezirk Erfurt und den Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg a. S. 
vom a a. 1921. Vom 27. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 
Die nachſtehend abgedruckten Staatsverträge vom 


28. Mai 15. Juni 5 
18. Juni 1921 und 20. Juni 1921 über das 
gemeinſchaftliche Landgericht in Meiningen und den Anſchluß thüringiſcher Gebietsteile an den 
Landgerichtsbezirk Erfurt und den Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg a. S. werden genehmigt. 
5 9 2. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, bei dem Landgericht in Erfurt mit Wirkung vom 


1. Oktober 1921 ab eine dritte Landgerichtsdirektorſtelle zu errichten und die erforderlichen Mehr⸗ 
ausgaben bis zur Übernahme auf den Staatshaushaltsplan aus bereiten Mitteln zu decken. 


15. i 8 n 
Das vorſtehende Geſetz und der Staatsvertrag vom Eu 1921 werden hiermit verkündet, 


nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch ge— 
macht hat. . 
28. Mai 


Der Staatsvertrag vom 18 Jun 1921 über das gemeinſchaftliche Landgericht in Meiningen 
iſt bisher vom Thüringiſchen Landtag nicht genehmigt worden und wird daher nicht mit abgedruckt. 
Berlin, den 27. Auguſt 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


Staatsvertrag 


zwiſchen Preußen und Thüringen über den Anſchluß thüringiſcher Gebietsteile an den 
Landgerichtsbezirk Erfurt und den Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg. 


15. Juni 
Vom 20. Juni 1921. 


Zwiſchen Preußen und Thüringen ift vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen Genehmigung 
nachſtehender Vertrag geſchloſſen worden: 5 
a Artikel 1. 


En Das preußiſche Oberlandesgericht zu Naumburg wird zum Oberlandesgericht und das preußiſche Land⸗ 
gericht zu Erfurt zum Landgerichte für die thüringiſchen Amtsgerichtsbezirke Sondershauſen, Greußen, Ebe⸗ 
geben, Frankenhauſen, Schlotheim und Allſtedt ſowie für den früheren Juſtizamtsbezirk Volkenroda beſtellt. 
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Artikel 2. i 


Für die im Artikel 1 genannten Bezirke Nordthüringen) werden bei dem Amtsgericht in Sondershauſen 
eine Strafkammer und eine Kammer für Handelsſachen errichtet werden. 


Artikel 3. 

Die Entſcheidungen in den aus Nordthüringen erwachſenden Sachen ergehen im Namen des Landes 
Thüringen. 

Artikel 4. 

(1) Die Stelle eines Oberlandesgerichtsrats bei dem Oberlandesgericht in Naumburg ſowie die Stelle 
eines Landgerichtsdirektors, dreier Landgerichtsräte, eines Staatsanwaltſchaftsrats, zweier Bürobeamten, eines 
Kanzleibeamten und eines Wachtmeiſters bei dem Landgericht in Erfurt werden von Preußen auf Vorſchlag 
des thüringiſchen Juſtizminiſteriums beſetzt werden. Sollten wider Erwarten beſondere Bedenken gegen die 
vorgeſchlagenen Perſonen zu erheben fein, die ſich durch Verhandlungen nicht beheben laſſen, jo wird Thü⸗ 
ringen andere Perſonen in Vorſchlag bringen. 


(2) Den auf Vorſchlag Thüringens ernannten Beamten können mit ihrer Zuſtimmung durch Thüringen 
im Einvernehmen mit Preußen Nebenämter im thüringiſchen Staatsdienſte, die mit dem Hauptamt vereinbar 
ſind, insbeſondere die Mitwirkung bei den thüringiſchen Diſziplinarbehörden für nichtrichterliche Beamte, 
übertragen werden. 

(3) Oer Landgerichtsdirektor und ein Landgerichtsrat ſowie der Staatsanwaltſchaftsrat und ein Büro⸗ 
beamter nehmen ihren dienſtlichen Wohnſitz in Sondershauſen. Der Landgerichtsrat kann zugleich von 
Thüringen zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in Sondershauſen beſtellt werden, dem Staatsanwalt⸗ 
ſchaftsrat können von Thüringen Amtsanwaltsgeſchäfte übertragen werden. 


Artikel 5. 

Die Zuſtändigkeit des Oberlandesgerichts und des Landgerichts erſtreckt ſich auf alle Sachen, für die 
ſie durch das Reichsrecht oder das thüringiſche Landesrecht begründet iſt. Zu künftigen Erweiterungen dieſer 
Zuſtändigkeit durch das khüringiſche Landesrecht iſt die Zuſtimmung des preußiſchen Juſtizminiſters erforderlich. 

Artikel 6. 

(1) Die aus der Landesjuſtizverwaltung fließenden Verwaltungs⸗ und Aufſichtsbefugniſſe ſtehen hinſichtlich 
des Oberlandesgerichts und des Landgerichts dem preußiſchen Juſtizminiſter, hinſichtlich der thüringiſchen 
n ber r dagegen dem thüringiſchen Juſtizminiſterium zu. Dieſes regelt daher auch die Verteilung der 
von der preußiſchen Juſtizverwaltung feſtgeſetzten Geſchworenenzahl auf die einzelnen thüringiſchen Amts⸗ 
gerichtsbezirke. f A 

(2) Der unmittelbare Verkehr des thüringiſchen Juſtizminiſteriums mit dem Oberlandesgericht und dem 
Landgericht wird durch die Beſtimmung des Abf. 1 nicht ausgeſchloſſen. Vor der Entfcheidung des preußiſchen 
Juſtizminiſters über eine Aufſichtsbeſchwerde gegen das Landgericht oder das Oberlandesgericht in einer aus 
Thüringen erwachſenen Sache ſowie vor organifatorifchen Maßnahmen, die auch thüringiſche Amtsgerichts⸗ 
bezirke betreffen, iſt dem thüringiſchen Juſtizminiſterium Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Hinſichtlich 
der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberkandesgericht und dem Landgericht ſteht das Recht der Aufſicht und 
Leitung in den aus Thüringen erwachſenen Sachen dem thüringiſchen Juſtizminiſterium zu. 

(3) Bei den Geſchäften der eigentlichen Juſtizverwaltung wird Thüringen die Mitwirkung des Ober⸗ 
landesgerichts und des Landgerichts im allgemeinen nicht in Anfpruch nehmen. Dagegen wird die Aufficht 
über die thüringiſchen Amtsgerichte nach Maßgabe der in Thüringen geltenden Beſtimmungen dem auf 
Vorſchlag Thüringens ernannten Landgerichtsdirektor und in höherer Inſtanz dem Oberlandesgerichtspräſi⸗ 
denten, die Aufficht über die thüringiſche Amtsanwaltſchaft dem Oberſtaatsanwalt beim Landgericht Erfurt 
und dem Generalſtaatsanwalt beim Oberlandesgericht Naumburg übertragen. 
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Artikel 7. 


Das Oberlandesgericht und das Landgericht ſowie die Staatsanwaltſchaft bei beiden Gerichten haben 
auf Verlangen Thüringens über Angelegenheiten der Geſetzgebung und der Juſtizverwaltung Gutachten ab⸗ 
zugeben. Das Gutachten iſt von dem Vorſtande der Behörde oder auf Wunſch Thüringens von einem 
Senate des Oberlandesgerichts oder einer Kammer des Landgerichts zu erſtatten, die der Präſident des 
Gerichts beſtimmt. 

Artikel 8. 


Die gemäß Artikel 4 ernannten Beamten ſowie die Handelsrichter erlangen durch die Ernennung die 
Eigenſchaft preußiſcher Staatsbeamten und treten in alle mit dieſer Eigenſchaft verbundenen Rechte und 
Pflichten ein, doch bleibt es Thüringen unbenommen, den Beamten eine beſondere Beſtallung und Ent⸗ 
laſſungsurkunde zu erteilen. Bei der Berechnung des Beſoldungsdienſtalters und der ruhegehaltsfähigen 
Dienſtzeit ift der thüringiſche Staatsdienſt dem preußiſchen Staatsdienſte gleich zu behandeln. 


Artikel 9. 


(1) Die Beſoldungen, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge der ohne Mitwirkung Thüringens an⸗ 
geſtellten planmäßigen Beamten des Oberlandesgerichts und des Landgerichts hat Preußen zu tragen. 

(2) Die entſprechenden Bezüge der auf Vorſchlag Thüringens ernannten Beamten werden Preußen am 
Jahresſchluſſe von Thüringen erſtattet, doch können die Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge mit Zu⸗ 
ſtimmung der Empfänger auch von Thüringen zur eigenen Zahlung übernommen werden. 

(3) Die Umzugskoſten der Beamten ſowie die Koſten der Stellvertretung oder der Stellenverwaltung 
werden im Falle des Abſ. 1 von Preußen und im Falle des Abſ. 2 von Thüringen getragen. 


Artikel 10. 

Thüringen ſtellt die erforderlichen Geſchäftsräume für die Strafkammer, die Staatsanwaltſchaft und 
die Kammer für Handelsſachen in Sondershauſen und die für die Unterſuchungsgefangenen erforderlichen 
Gefängnisräume daſelbſt, je mit dem nötigen Inventar, auf eigene Koſten zur Verfügung. Thüringen trägt 
die laufenden Koften für die Unterhaltung der Räume nebſt Inventar ſowie die durch die Erledigung der 
Kanzleiarbeiten und der Dienergeſchäfte entſtehenden Koſten. 


Artikel 11, 


(1) Soweit ſich nicht aus Artikel 9, 10 und 13 etwas anderes ergibt, werden alle perſönlichen und 
ſächlichen Ausgaben des Landgerichts und des Oberlandesgerichts mit Ausſchluß der Koſten für Neubauten 
115 Hauptreparaturen beim Abſchluſſe der Jahresrechnung zwiſchen Preußen und Thüringen verteilt. Die 
Feſtſtellung der zu verteilenden Koſten wird durch Vereinbarung der beiden Regierungen geregelt; es iſt ing. 
beſondere zuläſſig, zur Vereinfachung der Abrechnung Pauſchbeträge für beſtimmte Ausgaben zu vereinbaren. 

(2) Von den gemeinſchaftlichen Koſten des Oberlandesgerichts trägt Thüringen 2 vom Hundert. Seine 
Beteiligung an den gemeinſchaftlichen Koſten des Landgerichts erfolgt in dem Verhältniſſe, in dem die Be⸗ 
völkerung der thüringiſchen Gebietsteile nach der letzten Volkszählung zu der übrigen Bevölkerung des Be⸗ 
zirkes geſtanden hat. Führen dieſe Maßſtäbe zu einer unbilligen Mehrbelaſtung des einen Vertragsteils, ſo 
können die beiden Regierungen eine abweichende Regelung treffen, insbeſondere einzelne Koſten einem Ver⸗ 
tragsteile vorweg zur Laſt legen. ö 

(8) Durch die Teilnahme an der Beſtreitung der laufenden Ausgaben erwirbt Thüringen nicht das 
Miteigentum an dem zum Dienſtgebrauche beſtimmten Inventar. . 


Artikel 12. 

Zwiſchen dem Landgericht in Erfurt und den Amtsgerichten ſeines Bezirkes ſowie zwiſchen dieſen 
Gerichten untereinander findet eine Erſtattung der in einzelnen Rechtsſachen entſtehenden baren Auslagen 
nicht ſtatt. Soweit fie von der Staatskaſſe zu tragen find, bleiben ſie dem Staate zur Laſt, dem das 
Amtsgericht angehört, bei dem ſie entſtanden ſind. Die bei dem Landgericht oder dem Oberlandesgericht 
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entſtandenen Auslagen werden den ſächlichen Ausgaben (Artikel 11) zugerechnet. Die Verpflegungskoſten | 
für Unterſuchungsgefangene find von dem Gerichte, bei dem fie ſich in Haft befinden, die durch eine Ab⸗ 
lieferung entſtehenden Ausgaben von dem Gerichte zu verauslagen, an das die Ablieferung erfolgt. ; 


- Artikel 13. 

(1) Auf Haftkoſten, die durch eine Strafvollſtreckung entftehen, finden die Artikel 11 und 12 keine An⸗ 
wendung. Auch werden die allgemeinen Koſten des Strafanſtaltsweſens den gemeinſamen ſächlichen Ausgaben 
des Landgerichts (Artikel 11) nicht zugerechnet. i 

(2) Die Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen in den aus Thüringen an das Landgericht erwachſenden 
Strafſachen findet in thüringiſchen Anſtalten ſtatt. 


Artikel 14. 


(1) Die Berechnung der Gerichtskoſten und Stempelgebühren in den aus Thüringen erwachſenden 
Sachen erfolgt, ſoweit nicht die Reichsgeſetzgebung Anwendung findet, nach thüringiſchem Rechte. 


(2) Die Einziehung der Geldſtrafen und der Gerichtskoſten einſchließlich der Stempelgebühren und der 
von den Parteien zu erſtattenden baren Auslagen erfolgt für Rechnung des Staates, dem das mit der Sache 
befaßte Gericht erſter Inſtanz angehört und, wenn dieſes das Landgericht iſt, für Rechnung deb Staates, 
aus dem die Sache an das Landgericht erwachſen iſt. Dieſem Staate gebühren auch die Einnahmen aus 
einer Einziehung oder Verfallerklärung. 


Artikel 15. 


Ein Stück der Jahresrechnung über die Ausgaben des Oberlandesgerichts und des Landgerichts wird 
Thüringen mitgeteilt werden. Eine Einſicht der Rechnungsbelege wird von ihm nicht in Anſpruch genommen. 


Artikel 16. 
In den aus Thüringen an das Landgericht erwachſenden Strafſachen bleibt Thüringen das Be 
gnadigungsrecht und die Beſchlußfaſſung über die vorläufige Entlaſſung nach Maßgabe des thüringiſchen 
Rechtes vorbehalten. 


Artikel 17. 
(1) At eine bei der Anwendung dieſes Vertrags auftauchende Frage in ihm nicht geregelt oder er- 
geben ſich Zweifel über ſeine Auslegung, ſo kann die Regelung oder die Entſcheidung des Zweifels durch 
Vereinbarung der beiden Regierungen mit allgemein verbindlicher Kraft erfolgen. 


(2) In gleicher Weiſe können die Beſtimmungen dieſes Vertrags über die Strafkammer und die 


€ 


Kammer für Handelsſachen bei dem Amtsgericht in Sondershauſen abgeändert werden. 


Artikel 18. 
(1) Dieſer Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 ab an die Stelle des Staatsvertrags 
vom 7. Oktober 1878 und des Schlußprotokolls vom gleichen Tage. Mit dem 1. Oktober 1921 ſcheiden 
die Amtsgerichtsbezirke Arnſtadt und Gehren aus dem Landgerichtsbezirke Erfurt und dem Oberlandesgerichts- 
bezirke Naumburg aus, 
(2) Der Vertrag kann von jedem Teile mit zweijähriger Friſt zum 31. Dezember, früheſtens aber zum 
31. Dezember 1931 gekündigt werden. 
(3) Endet der Vertrag, fo hat Thüringen mangels abweichender Vereinbarungen die Guadenbezüge, 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge für die während der Vertragsdauer ausgeſchiedenen, auf feinen Vor⸗ 
ſchlag ernannten Beamten im vollen Umfange und für die ſpäter ausſcheidenden Beamten in dem Verhältniſſe 
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zu erſtatten, in dem ſich die der Ruhegehaltsberechnung zugrunde gelegte Dienſtzeit auf khüringiſchen und 
preußiſchen Dienſt verteilt. Die während der Vertragsdauer zurückgelegte Dienſtzeit gilt dabei als thürin⸗ 
giſche Dienſtzeit. 


Berlin, den 20. Juni 1921. Weimar, den 15. Juni 1921. 
Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums. Namens des Thüringiſchen Staatsminiſteriums. 
Der Juſtizminiſter. Dr. Paulsſen, 
(Siegel) am Zehnhoff. Vorſitzender des Staatsminiſteriums. 


(Rr. 12186.) Verordnung über die Gewährung von Notzuſchlägen zum Grundgehalte, zur Grundvergütung, 


zum Ortszuſchlag und zu den Kinderbeihilfen der Staatsbeamten und Lehrperſonen. Vom 
2. September 1921. 


Das Staatsminiſterium hat am 2. September 1921 auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Frei⸗ 
ſtaats Preußen vom 30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vor⸗ 
geſehenen Ständigen Ausſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


9 1. 

(1) Der bisher neben dem geltenden Ausgleichszuſchlage gewährte Notzuſchlag zum Grundgehalte, zur 
Grundvergütung und zum Ortszuſchlage der Staatsbeamten und Lehrperſonen, deren Bezüge durch das Be 
amten⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, durch das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 
17. Dezember 1920, durch das Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nicht ſtagtlichen 
höheren Lehranſtalten vom 17. Dezember 1920, durch das Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 
14. Januar 1921 und durch das Gewerbe- und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 
geregelt ſind, wird bis zur nächſten anderweiten Feſtſetzung des Ausgleichszuſchlags durch den Staatshaus⸗ 
haltsplan mit Wirkung vom 1. Auguſt 1921 wie folgt erhöht: 


In den Orten der Ortsklaſſe 


A von 20 vom Hundert auf 43 vom Hundert, 
BF 17 » » 41 

. » „ 39 » 

e ee „535 ER » 
Br» 5 „ » 3 » 


(2) Entſprechend erhöht fih nach § 23 Abſ. 2 und 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 
17. Dezember 1920 der Verſorgungszuſchlag der Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und Witwen. 

(3) Für die Höhe des Notzuſchlags iſt bei den im Amte befindlichen Staatsbeamten und Lehrperſonen 
der dienſtliche Wohnſitz, bei den Wartegeldempfängern, Ruhegehaltsempfängern und Witwen der Wohnſitz 
der zum Empfange der Verſorgungsbezüge Berechtigten maßgebend. 


9 2. = 

(a) Von demſelben Tage ab bis zu einer anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan wird 
der bisher neben dem geltenden Ausgleichszuſchlage gewährte Notzuſchlag zu den geſetzlichen Kinderbeihilfen 
der im § 1 genannten Staatsbeamten und Lehrperſonen wie folgt erhöht: 
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In den Orten der Ortsklaſſe 


A von 100 vom Hundert auf 150 vom Hundert, 
B » 75 » » 2 125 » » 

G » 50 * * » 125 2 * 
F » » 100 „ » 

E * 25 9 2 » 100 * 


(2) Entſprechend erhöht ſich der Notzuſchlag zu den Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger, Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger und Hinterbliebenen. 

(3) Für die Höhe des Notzuſchlags iſt bei den im Amte befindlichen Staatsbeamten und Lehrperſonen 
der dienſtliche Wohnſitz, bei den Wartegeldempfängern, Ruhegehaltsempfängern und den Hinterbliebenen der 


Wohnſitz des zum Empfange der Kinderbeihilfe Berechtigten maßgebend. 


8 3. 


Von demſelben Tage ab bis zu einer anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan erhalten: 


a) 


b) 


© 
— 


männliche nicht planmäßige Beamte, die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung 
an den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der Wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute ſowie die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und die 
einſtweilen angeſtellten Lehrer einen weiteren Notzuſchlag in der Höhe, daß ihr Dienſteinkommen 
nebſt Ausgleichs- und Notzuſchlag das Dienſteinkommen nebſt Ausgleichs. und Notzuſchlag eines 
planmäßigen Beamten (Lehrers) der erſten Beſoldungsſtufe ihrer Eingangsgruppe an ihrem dienſt⸗ 
lichen Wohnſitz erreicht 
die weiblichen nicht planmäßigen Beamten, die weiblichen wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit plan⸗ 
mäßiger Vergütung an den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten weiblichen 
Hilfskräfte der Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute einen weiteren Notzuſchlag 
bis zur Erreichung eines Geſamtbetrags, wie er ſich ergeben würde, wenn unter Zugrundelegung 
des Ausgleichs⸗ und Notzuſchlags für die planmäßigen Beamten ſowie des Ortszuſchlags für die 
1. Beſoldungsſtufe ihrer Eingangsgruppe die Vergütungsſätze betragen würden: vom Beginne des 
erſten Anwärterdienſtjahrs ab ſtatt bisher 70 vom Hundert = 80 vom Hundert, zweiten An 
wärterdienſtjahrs ab ſtatt bisher 80 vom Hundert = 85 vom Hundert, dritten Anwärterdienſt⸗ 
jahrs ab ſtatt bisher 85 vom Hundert — 90 vom Hundert, vierten Anwärterdienſtjahrs ab 
ſtatt bisher 90 vom Hundert - 95 vom Hundert, fünften Anwärterdienſtjahrs ab ſtatt bisher 
95 vom Hundert = 100 vom Hundert, 

bei Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem +) bezeichnet 
ſind, unter Zugrundelegung einer um 10 vom Hundert gekürzten Grundvergütung; 
die auftragsweiſe vollbeſchäftigten und die einſtweilen angeſtellten Lehrerinnen einen weiteren 
Notzuſchlag, ſo daß die Grundvergütung bis zur Vollendung des ſiebenten Dienſtjahrs den 
um 10 vom Hundert gekürzten Betrag folgender Grundvergütungsſätze beträgt: 4 650 Mark, 
4960 Mark, 4 960 Mark, 5270 Mark, 5 580 Mark, 5 890 Mark, 6 200 Mark. 


Berlin, den 2. September 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Becker. Dominicus. Warmbold. Sgemiſch. 
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Gr. 12187.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung 
des Friedensvertrags. Vom 6. September 1921. 


Auf Grund des Artikel 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters und 


des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des 
Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) beſtimme ich: 


8 1. 
Es werden die folgenden Ortſchaften und Ortſchaftsteile, die infolge der Feſtſetzung der deutſch⸗polniſchen 
Grenze wieder zu Preußen gekommen ſind, zugeteilt: 
a) der Gutsbezirk Bonin und die Gemeinde Klein Thiemau dem Amtsgerichtsbezirke Deutſch Eylau 
b) die zwei Gehöfte von Niedereichen und das Gehöft von Sawdin aus dem früheren Kreiſe Graudenz 
dem Amtsgerichtsbezirke Roſenberg (Weſtpr.) / 
e) die Gemeinde Herminendorf dem Amtsgerichtsbezirke Marienwerder (Weſtpr.). 


8 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 6. September 1921. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſaamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. April 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Rieſenburg für die Anlage von Rieſelfeldern für 
die ſtädtiſche Kanaliſation, durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 32 S. 177, 
ausgegeben am 6. Auguſt 1921; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Juni 1921, betreffend die Übertragung 
des der Überlandzenkrale Mittelſchleſien, G. m. b. H. in Striegau, durch Erlaß vom 8. Dezember 
1919 verliehenen Enteignungsrechts auf den Zweckverband Uberlandzentrale Mittelſchleſien in 
Striegau, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Breslau Nr. 33 S. 250, ausgegeben am 13. Auguſt 1921, und 
der Regierung in Liegnitz Nr. 32 S. 260, ausgegeben am 6. Auguſt 1921; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Landgemeinde Görzke im Kreiſe Jerichow I für die Erweiterung ihres 
e 19515 das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 32 S. 244, ausgegeben am 
6. Augu ; a 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Neuß für den Ausbau der ſtädtiſchen Kanaliſation, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 33 S. 343, ausgegeben am 20. Auguſt 1921; 

5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Juli 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Eckenhagen im Kreife Waldbröl für die Vervollſtändigung 
des Gemeindeturn⸗ und Spielplatzes, durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 31 u. 32 
S. 196, ausgegeben am 20. Auguſt 1921. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. . 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Gefefammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungs gebühr 
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1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


